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Wahlfreiheit besteht noch nicht 
SCHULPOLITIK "Gemeinsamer Unterricht" behinderter und nichtbehinderter Kinder ist immer noch der Ausnahmefall - Schulministerin plant weitere Pilotprojekte 
VON HELMUT FRANGENBERG 

Köln. Wenn die Ankündigungen von Schulministerin Barbara Sommer Wirklichkeit werden sollten, würde sich in Nordrhein-Westfalen ein tiefgreifender Wechsel im Schulsystem vollziehen. Eltern behinderter Kinder sollen wählen können, ob sie ihre Kinder anstatt in eine Förderschule in eine Regelschule schicken. Der sonderpädagogisch begleitete "Gemeinsame Unterricht" an allen Schulformen soll deutlich ausgebaut werden. 

Sommers Vorgaben, die sie bei einer Diskussion mit Experten, Eltern, Politikern und Lehrern in Köln-Dellbrück noch einmal präzisierte, sorgten bei Elternvereinen für Lob, aber auch Kritik: Die schulpolitische Praxis in NRW ist weit davon entfernt, die Vorgaben der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung erfüllen zu können. Während die Vereinten Nationen davon ausgehen, dass man "mit Leichtigkeit" 80 bis 90 Prozent aller behinderten Kinder an Regelschulen unterrichten könnte, wenn sie dafür ausgestattet würden, ist in Nordrhein-Westfalen das Verhältnis genau umgekehrt. Von der UN-Vorgabe "sind wir so weit entfernt wie die Sonne vom Mond", sagte Clemens Hillenbrand Bildungsexperte von der Universität Oldenburg, der in Dellbrück mitdiskutierte.

Schulministerin Sommer warb für Verständnis für einen wohl noch zehn Jahre andauernden Prozess: Es brauche Zeit, bis sich der "Mentalitätswechsel" durchgesetzt habe und sich die einzelnen Schulen bereitwillig der neuen Aufgabe stellen würden. Betroffene Eltern bezweifeln die Ernsthaftigkeit der Landespolitik: Tatsächlich fehle es am Geld, den Gemeinsamen Unterricht auszubauen, und an der Bereitschaft, dieses Geld durch den Abbau der existierenden Förderschulen zu beschaffen.

Tatsächlich steckt die Schulpolitik des Landes in einem Dilemma, propagiert sie doch im Umgang mit behinderten Schulkindern ein Wahlrecht, das sie für Eltern nichtbehinderter Kinder abgeschafft hat. In den Grundschulen als Einheitsschulen ist das noch kein Problem. Doch nach welchen Kriterien würde entschieden, wenn ein behindertes Kind nach dem vierten Schuljahr weiter in eine Regelschule gehen soll? Die weiterführenden Schulen - mit Ausnahme der Gesamtschulen - verweigern zurzeit noch fast flächendeckend das Interesse am "Gemeinsamen Unterricht". Eltern und Experten kritisieren zudem die mangelhafte Ausstattung des "Gemeinsamen Unterrichts". Bei der Diskussion in Dellbrück sprach eine Mutter von einer "leeren Hülle".

Der Elternverein "Mittendrin" und andere Interessenvertretungen verbinden ihre Forderung nach Inklusion mit der Durchsetzung von "einer Schule für alle". Mit dem vielgliedrigen Schulsystem, für das Sommer weiter unbeirrt streitet, lasse sich der flächendeckende Ausbau des "Gemeinsamen Unterrichts" überhaupt nicht durchsetzen. Die Mehrzahl der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind keine Menschen mit körperlichen oder geistigen Behinderungen. Die Mehrzahl geht auf Förderschulen für Lernbehinderte oder für Kinder mit schweren emotionalen und sozialen Problemen. Die meisten Hauptschulen wehren sich vor dem Hintergrund der vielen Probleme und pädagogischen Herausforderungen, die sie ohnehin schon haben, vehement dagegen, auch noch diese Aufgabe stemmen zu müssen.

Das Land setzt zurzeit auf die Idee der "Kompetenzzentren": Existierende Förderschulen sollen zu Zentren sonderpädagogischer Förderung für alle Schulen, aber auch für Kindergärten in ihrem Umfeld werden, um auch präventiv dafür zu sorgen, dass möglichst wenig Kinder in Förderschulen geschickt werden. Sommer kündigte an, die Zahl der Pilotprojekte im Land auf 50 auszuweiten.

Sonderpädagoge Hillenbrand, selbst Vater eines behinderten Kindes, nannte die Kompetenzzentren "hilfreich". Allerdings könnte man "viel größere Schritte tun". Auch der Leiter eines der bislang 20 Kompetenzzentren im Land, Klaus Edwards, sprach von "Trippelschritten". Edwards soll sich als Leiter mit seinen Kollegen einer Porzer Förderschule auch um die Beratung und Begleitung von 23 Regelschulen im Umkreis kümmern. Wenn präventiv gearbeitet werden soll, müssten zusätzlich 65 Kindertagesstätten in den Blick genommen werden. Für diese Herkulesaufgabe reichten die bereitgestellten Ressourcen nicht aus, so die Praktiker. "Die Unterstützung, die nötig wäre, können wir alleine nicht bieten", so Edwards. Trotz der beschränkten Möglichkeiten kann das Porzer Pilotprojekt jedoch bereits nach rund einem Jahr einen Rückgang der Anmeldungen von zehn bis 15 Prozent in der Förderschule verzeichnen. Entscheidend dafür sei vor allem, dass sich mehr Regelschulen der neuen Aufgabe stellen würden. 
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